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1 Einleitung
Der Klimawandel trifft nicht alle Gegenden gleichermaßen. Die Folgen unterscheiden sich so-
wohl groß- als auch kleinräumig: In Deutschland etwa werden im Oberrheingraben die Hitze-
tage zunehmen, Regionen des Ostens müssen mit mehr Trockenheit rechnen, an den Küsten 
und entlang der großen Ströme ist Hochwasserschutz gefordert, andere Regionen müssen um 
den Verlust ihrer wirtschaftlichen Basis (z.B. Wintertourismus) fürchten und so fort. Einen 
standardisierten Umgang mit den veränderten Bedingungen kann es demnach nicht geben 
(vgl. Baasch/Bauriedl/Winkler 2008, 67). Demzufolge ist hinsichtlich notwendiger Klima-
schutz- und Anpassungsstrategien lokal und regional eine Verständigung darüber zu erzielen, 
welchen Problemen man sich wie zu stellen hat und welche Handlungspfade am ehesten Er-
folg versprechen. Wenngleich sich hier die Frage stellt, ob es gelingen kann, einen auf breiter 
Basis mitgetragenen Konsens über die Ziele und geeignete Mittel zum Klimaschutz und zur 
Klimaanpassung herzustellen. Diese Frage musste für die internationale Ebene in Kopenhagen 
mit »Nein« beantwortet werden – die Welt-Klima-Konferenz vom Dezember 2009 scheiterte 
diesbezüglich.
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Und wie sieht es lokal aus? Ob und inwiefern 
es mit Blick auf den Klimawandel zu ent-
sprechenden Vermeidungs- wie auch Anpas-
sungsstrategien kommt, hängt stark von den 
jeweiligen raumwirksamen Akteuren vor Ort 
ab: Die Betroffenheiten sind bei den einzel-
nen städtischen Akteuren ebenso verschie-
den wie die Anpassungsmöglichkeiten und 
-bestrebungen. Und so stellen Greiving und 
Fleischhauer (2008, 64) fest: »Die Resilienz 
(...) einer Gesellschaft in Bezug auf Klimari-
siken definiert sich über Verständnis, Akzep-
tanz und Beteiligung der Gesellschaft an po-
litischen Diskussionen.« Somit wird auch die 
Anpassungsfähigkeit einer Gesellschaft, die 
adaptive capacity, in einem hohen Maße von 
lokaler Governance geprägt (vgl. auch From-
mer 2009, 132).
Lokale Klimapolitik ist folglich nicht nur 
Sache öffentlicher Akteure. Umweltamt, kom-
munale Klimaschutzbeauftragte oder andere 
städtische Einrichtungen allein können diese 
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komplexen Herausforderungen nicht bewälti-
gen. Alle sind gefragt. Viele müssen ihre bis-
herigen Verhaltensweisen überdenken, damit 
die Entwicklung der Umwelt ihren Verlauf 
ändert. Bezogen auf Klimawandel und lokale 
Klimapolitik sind die einzelnen Haushalte in 
ihrem alltäglichen Konsum-, Freizeit-, Mobi-
litäts- und Wohnverhalten ebenso bedeutsam 
wie große Wirtschaftsunternehmen und an-
dere Akteure der Stadtentwicklung. In frühe-
ren Zeiten wurden diese Akteure von staatli-
cher Seite vor allem als »Adressaten« – von 
rechtlichen Rahmensetzungen oder (finanzi-
ellen) Anreizprogrammen – angesehen. Spä-
ter setzte sich die Erkenntnis durch, dass dar-
über hinaus kooperatives Handeln notwendig 
sei (Selle 2005, 2008). Und für komplexe kli-
mapolitische Ziele im städtischen Kontext ist 
festzustellen: Sie können nur in integrierten, 
ressortübergreifenden Handlungsansätzen 
verfolgt werden. Gefragt sind mehrdimensi-
onale Perspektiven, Politikfelder vernetzende 
Handlungsansätze und ein »Akteursplura-
lismus« mit relevanten öffentlichen wie pri-
vaten Akteuren aus vielen Gesellschaftsbe-
reichen (Garrelts et al. 2008, 72; Frommer 
2009, 134). 
In dem Bewusstsein es mit einer Band-
breite an Personen zu tun zu haben, ist erst 
einmal die Frage zu stellen, welche Sichtwei-
sen lokale Akteure überhaupt auf die klimati-
schen Herausforderungen haben. Diese Fra-
ge wird – neben weiteren – im Projekt »City 
2020+ – The City under Global Demographic 
and Climate Challenges« aufgegriffen und 
am Beispiel der Stadt Aachen untersucht: 
Wie nehmen zentrale stadtentwicklungsrele-
vante Akteure (absehbare) klimatische Verän-
derungen wahr? Welche Herausforderungen 
und Handlungsmöglichkeiten machen sie 
aus – vor allem im eigenen Tätigkeitsbereich? 
Welche Schwierigkeiten sehen sie vor Ort im 
Umgang mit klimarelevanten Aufgaben? Da-
bei kann und soll es nicht um Klimapolitik in 
ihrer gesamten Breite und über alle Ebenen 
hinweg gehen. Fokussiert werden zentra-
le Handlungsfelder der baulich-räumlichen 
Stadtentwicklung: Siedlungsentwicklung, 
Neubau, Bestandsentwicklung und damit 
verknüpft auch Aspekte der Mobilität. For-
schungsmethodisch wird dabei eine Perspek-
tive eingenommen, die nicht das öffentliche 
Handeln in den Mittelpunkt der Betrachtung 
stellt, sondern die Vielzahl der Akteure und 
die Gestaltung der Interdependenzen ihrer 
Aktivitäten in den Blick nimmt (vgl. Benz 
2007, Schuppert/Zürn 2008). Für die Nut-
zung einer derartigen Governance-Perspekti-
ve in den raumbezogenen Wissenschaften ist 
wesentlich, dass sich ein großer Teil der wech-
selseitigen Bezüge und Abhängigkeiten über 
den Raum oder die Umwelt herstellt. Diese 
Interdependenzen sind nicht einfach nur 
»gegeben«, sondern können durch die Akteu-
re gestaltet werden (vgl. Schimank 2007, 30).
Die Auseinandersetzung mit klima- und 
stadtentwicklungsrelevanten Akteuren in die-
sem Beitrag basiert auf ersten empirischen 
Befunden des Projektes City2020+,
 π den Ergebnissen eines Workshops mit Aa-
chener Akteuren und externen Experten zum 
Thema »Klimatische und demographische 
Veränderungen als Gegenstand von lokalen 
Governanceprozessen« im Dezember 2009 
(dazu auch Klemme/Selle 2010) sowie 
 π ersten Interviews mit Aachener Akteuren 
aus Verwaltung, Politik, Unternehmen, Trä-
gern öffentlicher Einrichtungen, Bildungsein-
richtungen und weiteren (im Juli 2010). 
Das Forschungsvorhaben ist im Human 
Technology Centre (HumTec) an der RWTH 
Aachen angesiedelt und wird durch Exzel-
lenzmittel des Bundes und des Landes NRW 
gefördert. Über die Untersuchung städtischer 
Governance-Prozesse hinaus sind die Ziele 
des Projektes (vgl. Schneider et al. 2010 sowie 
http://www.humtec.rwth-aachen.de):
 π die Identifizierung der Zusammenhän-
ge zwischen städtischen Mikroklimaten, ge-
sundheitlichen Auswirkungen sowie urbaner 
Strukturen und Prozesse;
 π die Beurteilung der Risiken für die Men-
schen, die unter diesen Bedingungen arbei-
ten und leben;
 π die Entwicklung von Anpassungsstrategi-
en für Einwohner und Unternehmen vor Ort, 
um trotz der Veränderungen gesund leben, 
produktiv arbeiten und ein zukunftsfähiges 
städtisches Leben führen zu können. 
In diesem Beitrag stehen die lokalen Akteure 
und ihre Sichtweisen auf die klimapolitischen 
Herausforderungen vor Ort im Fokus. Zu 
Beginn werden kurz Persistenzen im (klima-
relevanten) Steuerungsverhalten auf lokaler 
Ebene skizziert (Kapitel 2). Es zeichnet sich 
ab, dass die Akteure, deren Handeln durch 
Anreize, Rahmenvorgaben, Förderprogram-
me etc. verändert werden soll, zum Teil nicht 
bekannt sind und die (staatlichen) Strategien 
ihre speziellen Situationen nicht angemessen 
berücksichtigen. Diese Betrachtung führt un-
weigerlich zu den Akteuren selbst, der Bedeu-
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tung von Rollen, Interdependenzen und Inte-
ressen in klimapolitischen Prozessen (Kapitel 
3) sowie den subjektiven Einschätzungen kli-
matischer Veränderungen vor Ort (Kapitel 
4). Es wird offenkundig, dass klimapolitische 
Aktivitäten nur dann Früchte tragen können, 
wenn die verschiedenen Standpunkte der re-
levanten Akteure sichtbar gemacht und un-
tereinander abgestimmt werden. Und diese 
Standpunkte können durchaus von einander 
abweichen, wie bspw. verschiedene Einschät-
zungen zum Adaptionsbedarf zeigen...
2 Persistenzen
Das Thema Klimawandel ist in aller Munde. 
Mal mehr, mal weniger. Mehr, wenn inter-
nationale Gipfel und Konferenzen anstehen 
oder erneut einzelne Landstriche mit Flut-
wellen, Überschwemmungen, Stürmen oder 
Waldbränden zu kämpfen haben. Dann be-
richten Medien intensiv und ausführlich, er-
reichen uns ausgiebig Bilder aus betroffenen 
Gebieten, werden Klimaexperten zu Haupt-
sendezeiten interviewt. Sind diese Ereignisse 
vorbei, lässt auch das mediale Interesse zuse-
hend wieder nach. 
2.1 Mediale Aufmerksamkeitszyklen
Angesichts der Aufmerksamkeitszyklen, die 
das Thema Klimawandel durchläuft, liegt die 
Gefahr auf der Hand, die Angelegenheit als 
Modethema abzutun. Das allerdings wäre 
nicht nur im Hinblick auf das Gewicht der 
Probleme und Aufgaben verfehlt. Vielmehr 
ist Vieles von dem, was heute unter der Über-
schrift »Klimapolitik« diskutiert wird, durch-
aus weder für die Forschung noch für Politik 
und Planung ein neues Thema. So werden 
denjenigen, die Entstehung und Entwicklung 
der umweltpolitischen Diskussion in den In-
dustrienationen – seit dem bedeutenden und 
bekannten Gutachten des Club of Rome zu 
den »Grenzen des Wachstums« 1973 oder der 
Konferenz der Vereinten Nationen über Um-
welt und Entwicklung 1992 in Rio de Janei-
ro – verfolgt haben, zentrale Themen der 
Klimadiskussion aus jüngerer Zeit bekannt 
vorkommen: Ob nun eine umweltgerechte 
bzw. postfossile Mobilität eingefordert wird, 
ein sparsamer Energieverbrauch, entschiede-
ner Ressourcenschutz – alles das ist seit vier 
Jahrzehnten Gegenstand fachlicher Erörte-
rung. Richtet man die Aufmerksamkeit ins-
besondere auf die räumlichen Aspekte loka-
ler Klimapolitik so ist selbiges auszumachen: 
Hier sind z.B. wiederum die Forderungen zu 
hören, Städte kompakt zu entwickeln, in ver-
träglichem Maße nachzuverdichten oder Frei-
räume im städtischen Kontext zu schützen 
– bspw. um die Durchlüftung der Stadt zu ge-
währleisten und Wärmestaus bzw. Wärmein-
seln zu vermeiden. Das ist nicht neu und wird 
besonders intensiv seit den 1990er Jahren 
im Zusammenhang mit einer nachhaltigen 
Stadtentwicklung und einer Flächenkreislauf-
wirtschaft eingefordert.
Alter Wein in neuen Schläuchen? Nein, 
das träfe die Sache nicht, sondern: Kontinu-
ität eines gewichtigen Themas, letztlich einer 
Hauptaufgabe baulich-räumlicher Planung 
und Entwicklung in den Städten. Nun haben 
solche Hinweise auf Beständigkeiten etwas 
Ambivalentes: Zweifellos unterstreichen sie 
Gewicht und Bedeutung eines Themas und 
weisen auf die umfassenden fachlichen Vor-
arbeiten und -kenntnisse hin. Zugleich aber 
machen sie auch unmissverständlich deut-
lich, dass eine Aufgabe noch nicht gelöst ist 
bzw. bisherige Bemühungen nicht die er-
hoffte Durchschlagskraft entfaltet haben. Im 
derzeitigen klimapolitischen Diskurs lassen 
sich verschiedene Themen und Handlungs-
felder benennen, die Daueraufgaben zu sein 
scheinen, für die noch keine zielführenden 
Lösungswege gefunden wurden. Zum Bei-
spiel die Appelle und Förderprogramme zur 
energetischen Ertüchtigung im Gebäudebe-
stand, das 30-ha-Ziel der Bundesregierung 
zur Eindämmung des Flächenverbrauches 
(vgl. Klemme/Selle 2010) oder die anvisierte 
Verkehrswende – sie alle hatten bislang noch 
keineswegs die Breitenwirkung, die für eine 
spürbare CO
2
-Entlastung notwendig wäre.
2.2 Grenzen bisheriger Bemühungen
Solche Beständigkeiten sollten Praxis und 
Wissenschaft auffordern, die Grenzen bis-
heriger Bemühungen kritisch zu beleuchten 
und Misserfolgsfaktoren herauszuarbeiten. 
Ein schlichtes »Mehr vom Gleichen« oder 
»Mit verstärkten Anstrengungen weiter wie 
bisher« ist offensichtlich unzureichend – 
wird aber durchaus vielfach praktiziert. Ähn-
liche Einschätzungen gaben auch Aachener 
Interviewpartner: »Die x-te Initiative zum 
Stromsparen« bringt nicht unbedingt mehr 
Energieeinsparung mit sich. Oder: »Das glei-
che Thema ein drittes und viertes Mal durch-
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kauen bringt die Sache auch nicht weiter.« 
Sowie: »Viele Dinge – z.B. Dämmen – sind 
einfach ausgereizt.« Hier besteht die Gefahr, 
dass unter Umständen das einsetzt, was Mül-
ler (2009) so treffend als Buchtitel formuliert 
hat: »Nachhaltigkeit: Burnout eines revolutio-
nären Anspruchs?«.
Bisherigen Bemühungen scheinen, auch 
wenn sie Teilerfolge erzielt haben, deutliche 
Grenzen gesetzt zu sein. Da wundert es kaum, 
wenn mehrfach der Wunsch nach einem star-
ken Staat zu hören ist, der die Dinge in die 
richtige Richtung lenke: »Ohne staatliche 
Vorgaben kommen wir nicht weiter«. So sei 
es bspw. eben doch effektiver »Glühbirnen zu 
verbieten (...) als die zigste Kampagne zu dem 
Thema zu starten.« Sowohl engagierte private 
als auch öffentliche Personen sprechen sich 
für mehr gesetzliche Vorgaben von oben aus, 
da sie das Vorgehen beschleunigen könnten. 
Bspw. bedarf es klarer Vorgaben und Auflagen 
für energetische Modernisierungen im (teils 
denkmalgeschützten) Altbaubestand. Für 
die Umsetzung sollten dann entsprechende 
Zuschüsse gewährt werden. Ob ein Mehr an 
staatlicher Intervention unter hiesigen Bedin-
gungen denkbar (überhaupt wünschbar) sei, 
bleibt allerdings vorerst offen. Überdies gibt 
es Stimmen, die eben nicht hin zum starken 
Staat drängen, sondern darauf verweisen, wie 
viele starke treibende Kräfte es schon im Fel-
de gebe: Es komme mehr darauf an, diese zu-
sammenzuführen, zu vernetzen und weitere 
Synergien auszumachen. Dazu unten mehr.
Im Workshop zu klimatischen Verände-
rungen als Gegenstand von lokalen Gover-
nanceprozessen wurde berichtet, dass trotz 
des enormen Handlungsdrucks aufgrund 
des fortschreitenden Klimawandels sowie 
ungeachtet bereits vorhandener Kenntnisse 
zu notwendigen Adaptionsmaßnahmen dies-
bezüglich vielerorts nicht viel passiere. Selbst 
wenn die grundlegenden Entwicklungskon-
zepte (Masterpläne, integrierte Stadtentwick-
lungskonzepte, Klimagutachten usw.) Klima-
schutz- und Adaptionsziele aufweisen, gehe 
damit nicht zwangsläufig ein entsprechendes 
Handeln in der Praxis einher. In Aachen hin-
gegen sind viele Gesprächspartner von den 
zahlreichen Initiativen und Aktionen in der 
Stadt regelrecht angetan: Man fühlt sich als 
»Vorreiter«, als »Stadt, die schon lange zu 
dem Thema aktiv« ist. So war in den Inter-
views zu hören: »In Aachen wurde bereits 
vieles gemacht und auf den Weg gebracht.« 
Auch wenn sich die Konzepte und Strategien 
der Akteure zum Teil unterscheiden, so gäbe 
es durchaus einen breiten Konsens zum Kli-
maschutz.
Und doch werden Grenzen sichtbar, zum Bei-
spiel: »Wir haben viele gute Beratungsstellen, 
weitere brauchen wir nicht.« Allerdings sei es 
wünschenswert, dass noch mehr Menschen 
diese Beratungsangebote wahrnähmen: 
»Wenn ein Eigentümer zum Beispiel eine 
neue Heizungspumpe braucht, sich nicht be-
raten lässt und sich dann nicht für ein mo-
dernes, effizientes Modell entscheidet, dann 
ist an dieser Stelle die Chance zur Energieein-
sparung für weitere 25 Jahre vertan.« Es gilt 
weiter, Hemmschwellen abzubauen. »Man 
muss über die Angebote stolpern (...) oder ak-
tiv angesprochen werden, z.B. wenn der Heiz-
kessel kaputt ist, durch den Handwerker.« Die 
Einschätzung eines Versorgers dazu: »Hier ist 
eher klassisches Marketing gefragt statt intel-
lektueller Arbeitskreise. (...) Die Engagierten 
sind bereits auf bestem Standard – die Masse 
muss angesprochen werden.«
Hier kommen obendrein die lokalen Medi-
en ins Spiel: Sie sind es, die aktuelle Themen 
in die lokale Bevölkerung hineintragen, sei es 
über Lokalzeitungen, lokale Sendungen im 
TV oder Radiobeiträge. Nach Einschätzung 
eines Lokalpolitikers muss über diese Kanä-
le auch noch stärker vermittelt werden, was 
jeder Einzelne tun kann. »Viele lehnen sich 
zurück und gehen davon aus, dass Klimaver-
änderungen global erzeugt werden (...) und 
somit nicht beeinflussbar sind. Das stimmt 
nicht. Wir haben lokal eine Menge Möglich-
keiten durch unser eigenes Verhalten und die 
müssen wir nutzen.« In die gleiche Richtung 
zielt die Vermittlung von »Best Practices« 
über lokale Tageszeitungen: »Dazu braucht 
man nicht die x-te Studie oder aufwändige 
Forschungsprojekte. Wenn jemand eine gute 
Idee hat – zu betrieblichen Modernisierungen 
o.ä. – verbreitet sich diese vor Ort am Besten, 
wenn sie in der Zeitung auftaucht.«
Den lokalen Medien kommt über das kli-
marelevante Informieren der Menschen hi-
naus eine weitere wichtige Funktion zu: Sie 
prägen maßgeblich auch die Handlungsori-
entierung kommunalpolitischer Akteure, so 
die Feststellung lokal engagierter Menschen: 
Politische Entscheidungsträger reagieren 
stark auf Berichterstattungen in Lokalzei-
tung oder -fernsehen. Das betrifft sowohl 
das Aufdecken und mediale Verbreiten von 
umweltpolitischen Missständen in der Stadt 
– ein Weg, den Handlungsdruck auf politi-
scher Ebene deutlich zu beschleunigen – als 
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auch die Darstellung medienwirksamer Ak-
tivitäten der Politiker selbst. Sprich: Könn-
ten Politiker sicher damit rechnen, dass sie 
für klimafreundliche Maßnahmen eine gute, 
das Image aufpolierende Presse erfahren, so 
wäre dieses ggf. auch ein Anreiz für eine kli-
mafreundlichere Politik.
3 Wer...? 
Welche Akteure sind für klimarelevante Auf-
gaben vor Ort gefragt? Im Workshop wurde 
auf die Frage, wer denn nun ganz konkret 
Mitigations- und Adaptionsmaßnahmen an-
gehen soll, von Einzelpersonen bis zu ver-
schiedenen Gesellschaftsgruppen zahlreiche 
Akteure benannt: Vom Oberbürgermeister 
bis hin zum Nachbarn scheinen alle irgend-
wie ihren Beitrag leisten zu müssen...
3.1 Alle.
Da letztlich alle Stadtbewohner auf die eine 
oder andere Weise an der Stadtentwicklung 
mitwirken sind sie auch für die Klimaentwick-
lung von Bedeutung. Und dabei hat jeder zu-
meist mehr als nur eine Schnittstelle zu dem 
Thema – sei es durch das eigene Mobilitäts-
verhalten, gewohnte Konsummuster, Wohn-
formen, berufliche Tätigkeitsbereiche o.a. Sel-
biges gilt für öffentliche Akteure: Sie weisen 
jeweils viele verschiedene Berührungspunk-
te zu klimarelevanten Handlungsbereichen 
auf – beispielhaft genannt seien die Bereiche 
Stadt-, Verkehrsplanung und Umwelt, die In-
frastrukturplanung, die Wirtschaftsförderung 
oder auch die Bereiche Immobilienmana-
gement, Gebäudetechnik oder Energie. Das 
Amt für Stadtplanung hat z.B. sowohl mit 
einer kompakten Stadtentwicklung, Nachver-
dichtungsaktivitäten, Minimie-rung des Flä-
chenverbrauchs, Verkehrsreduzierung und 
-vermeidung als auch mit der Beförderung 
energetischer Modernisierungen im (teils 
denkmalgeschützten) Bestand oder der Neu-
entwicklung von Passivhaussiedlungen zu 
tun. Obschon jedes Amt seine eigenen und 
spezifischen Zuständigkeiten hat, tritt sehr 
deutlich deren notwendige Einbindung in 
sämtliche der klimarelevanten Handlungsbe-
reiche zu Tage. 
Und selbst Akteure bzw. Akteursgruppen 
mit einem deutlich enger umrissenen Tätig-
keitsprofil bzw. Zuständigkeitsbereich wie 
Architekten, Bauingenieure, Handwerker 
oder Vertreter der kommunalen Wohnungs-
wirtschaft weisen zahlreiche Schnittstellen zu 
klimarelevanten Aufgaben auf. So können Ar-
chitekten auf eine energiesparende und kom-
pakte Bau- und Lebensweise, die Verwendung 
ökologischer Baustoffe, eine versiegelungsar-
me Gestaltung der Außenbereiche und vieles 
mehr hinwirken. Einzelne Handwerker kön-
nen die Nutzung regenerativer Energiequel-
len und Maßnahmen zur Energieeffizienz 
im Bestand, im Neubau sowie bei der Infra-
strukturerneuerung befördern. Bildungsträ-
ger können Bewusstseinsarbeit zur gesamten 
Palette klimarelevanter Themen leisten... wei-
tere Beispiele ließen sich finden.
Betrachtet man nun die einzelnen Ak-
teure und ihre (erwünschte) Involviertheit 
in eine Vielzahl an Aufgaben, so scheint 
hier ein grundlegendes Potenzial zu beste-
hen, verschiedene Handlungsbedarfe im 
Zusammenhang bearbeiten zu können, so 
wie es bspw. auch im Rahmen der nationa-
len Stadtentwicklungspolitik angestrebt wird 
(vgl. BMVBS 2009, 5 u. 28). In der Praxis, so 
war zu hören, bestehen allerdings genau in 
dieser Form der Verknüpfung große Schwie-
rigkeiten: Auch wenn die Notwendigkeit ei-
ner integrierten Stadtentwicklung von vielen 
erkannt werde, wird sie im Alltagshandeln 
nur in Teilen umgesetzt und vor allem durch 
die Atomarisierung von Zuständigkeiten 
(v.a. in der Verwaltung) erschwert. Ganz we-
sentlich scheint für den Umgang mit neuen 
Herausforderungen die Frage zu sein: Wie 
arbeitet eine Verwaltung, wie ist sie organi-
siert? Bestimmte Zuständigkeiten und Äm-
terzuschnitte können zu »blinden Flecken« 
führen und mikropolitische Befindlichkeiten 
dazu, dass Informationen nicht an alle rele-
vanten Stellen gelangen. Eine Folge können 
Themen sein, die nicht miteinander abge-
stimmt bzw. nicht integrativ bearbeitet wer-
den. So wurde im Workshop z.B. von der 
Entwicklung eines Neubaugebietes berichtet 
in dem keine »Klimastandards« vorgesehen 
sind, obschon in anderen Zusammenhängen 
gerade intensiv darüber diskutiert würde. Ent-
sprechende Praxisbeispiele gab es u.a. zu der 
(gescheiterten) integrierten Bearbeitung von 
Stadtumbau und Klimaschutz im Rahmen 
der Bestandsentwicklung (vgl. auch Klemme 
2010). Auch die Frage, inwiefern Klimaschutz 
und Denkmalschutz sowie die Erhaltung des 
kulturellen Erbes vereinbar sind, ist vielerorts 
noch offen. Innerhalb der Kommunalverwal-
tungen ist über die inhaltliche Debatte hinaus 
zu überlegen, wie man sich strukturell auf 
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das Thema einstellt, bspw. in einzelne Ämter 
separierte Einheiten zusammenführt.
Neben der Verwaltung kommt den politi-
schen Akteuren eine zentrale Bedeutung in 
einer klimagerechten und -angepassten Stadt-
entwicklung zu. Im Workshop wurde augen-
scheinlich, dass dabei grundsätzlich zwischen 
»gewählten Politikern« und »politischen Pro-
zessen« zu unterscheiden ist. Sprich: Poli-
tik wird eben auch ohne gewählte Politiker 
gemacht, in anderen Arenen, durch andere 
politisch agierende Akteure wie Lobbyisten, 
Interessengruppen, Gewerkschaften usw. So 
ist politische Einflussnahme teilweise auch 
dann gegeben, wenn gewählte Politiker nicht 
involviert sind. Die Einbindung gewählter 
kommunalpolitischer Entscheidungsträger 
ist jedoch insofern wichtig, als dass die ein-
zelnen Klimaziele verbindlicher politischer 
Beschlüsse und Vorgaben bedürfen. Dabei ist 
wesentlich, dass diese auch für längere Zeit-
räume, also über eine Wahlperiode oder das 
Zeitfenster von Koalitionen hinaus Gültigkeit 
haben. Nur so kann für private Investoren 
oder Initiativen auch ein gewisses Maß an 
Planungssicherheit hergestellt werden.
Wenn von »den« Privaten die Rede ist, 
sind viele gemeint – viele verschiedene Ak-
teure. Im Workshop wurde der Blick u.a. auf 
die Wirtschaftsakteure gerichtet: In Ausein-
andersetzungen mit Umweltthemen und Kli-
maschutz standen (und stehen) allen voran 
oftmals Industrie- und Gewerbetreibende im 
Schussfeuer der Kritik: Sie sind es, die durch 
betriebliche Expansionen weitere Flächen 
versiegeln, durch Produktionsprozesse die 
Luft verschmutzen oder giftigen Sondermüll 
produzieren. Oft werden sie negativ oder als 
Feindbilder bzw. »Blockierer« dargestellt. In 
den Workshop-Diskussionen wurde indes 
mehrfach darauf hingewiesen, dass gerade 
einzelne Investoren oder Projektentwickler 
recht weit seien. Das trifft zum Beispiel auf 
verwendete Baumaterialien, energetische 
Bilanzen oder betriebsinterne Ansätze zum 
Mobilitätsmanagement zu. Auch in den In-
terviews haben öffentliche Akteure mehr-
fach auf gut funktionierende Kooperationen 
mit privaten Akteuren verwiesen. Wieder-
holt wurde auf den Bereich Elektromobilität 
hingewiesen: Hier soll Aachen durch das 
Zusammenwirken von verschiedenen Be-
teiligten und der Nutzung unterschiedlicher 
Förderprogramme zu einer der Vorzeigeregi-
onen bzw. Präferenzstandorte in Deutschland 
werden. Verwaltung und Politik sind ebenso 
eingebunden wie Versorgungsunternehmen, 
Entwicklungs- und Produktionsfirmen oder 
ortsansässige Hochschulen. Augenscheinlich 
wird, dass es nicht immer Akteure der Stadt-
verwaltung sein müssen, die als treibende 
Kraft in derartigen Prozessen fungieren. Mo-
tor oder koordinierende Instanz können auch 
private Initiativen oder Unternehmen wie 
bspw. der lokale Energieversorger sein.
3.2 Eigenlogiken
In Anbetracht der Erkenntnis, dass letztend-
lich alle Akteure der Stadtentwicklung auch 
Akteure der Klimapolitik sind, gleichzeitig je-
doch die Betroffenheiten der Einzelnen eben-
so verschieden sind wie deren Anpassungs-
bedarfe,  möglichkeiten und -bestrebungen, 
ergeben sich für die praktische Politikgestal-
tung einige Probleme. Es ist zu klären, wer 
welche Rolle einnimmt. Wer ist Treiber, wer 
Kümmerer, wer Umsetzer etc.? Und: Wie 
ordnet sich eigentlich eine Verwaltung, deren 
»Governance-Verständnis« noch nicht beson-
ders ausgeprägt ist und deren Atomarisierung 
von Zuständigkeiten andere Arbeitsweisen 
vorsieht, in dieses Zusammenspiel ein?
Um bestehende Potenziale optimal nutzen 
und vor allem das Zusammenwirken von Ini-
tiativen und Aktivitäten vor Ort ausloten und 
optimieren zu können, wird vielfach der Be-
darf nach einer systematischen Bestandsana-
lyse genannt. Im Sinne einer »Kompetenzen-
orientierung« bedarf es der »Aufdeckung an 
Wissen und Fähigkeiten« vor Ort. Wer macht 
was? Wer kann sich wie einbringen? Wer hat 
welche Mittel, wer welches Wissen? Es ist zu 
klären, wie man verschiedene Kompetenzen 
zusammenbringen kann (z.B. durch Wis-
sensmanagement, Berater, Netzwerke, Küm-
merer). Und es bedarf einer Verständigung 
zwischen den klimarelevanten Akteuren vor 
Ort über Strategien und konkrete Umset-
zungsschritte. »Gesamtstädtisch ist zu fra-
gen: Wo wollen wir hin? Gibt es ein gemein-
sames Ziel? Wenn das nicht der Fall ist: Wer 
verfolgt welche Ziele? Wo gibt es ggf. Inter-
essenkonflikte, wo -kompatibilitäten? Usw.« 
Klimapolitische Anstrengungen werden nur 
dann Früchte tragen können, wenn die je-
weiligen Ziele, Interessen und Handlungs-
logiken der jeweiligen Akteure erkannt und 
mitberücksichtigt werden. Ebenso müsste 
den bestehenden Aktivitäten mehr politischer 
Rückhalt zukommen, so einige Hinweise aus 
dem Workshop. Gleichermaßen müssen die 
Initiativen selbst Interesse an einer Abstim-
mung haben. Dazu wurde in den Interviews 
kritisch angemerkt, dass sich »viele Initiati-
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ven und Aktivitäten überlappen (...), dass sie 
unabgestimmt sind, nicht koordiniert und 
gebündelt voran getrieben werden.« Auch 
würde man sich »gegenseitig die Butter vom 
Brot nehmen«. Über die Zeit haben sich vie-
le Arbeitsgruppen und Netzwerke entwickelt, 
es gibt Parallelaktivitäten und durchaus auch 
Konkurrenzen – »alles ganz normale mensch-
lichen Schwächen: Man will sich profilieren.« 
Einen grundlegenden Abstimmungs- und 
Koordinationsbedarf sehen viele Befragte, 
auch wenn diese Herausforderung durchaus 
nicht ganz einfach zu handhaben sei. Inner-
halb der Stadtverwaltung wird aktuell bereits 
eine Bestandsaufnahme vorgenommen: Die 
kommunale Klimaschutzbeauftragte hat die 
Hauptaktivitäten der Stadt für verschiedene 
klimarelevante Handlungsfelder zusammen-
gefasst, mit dem Ziel, Aufgaben, bestehende 
Handlungsbedarfe und Erfolge systematisch 
nachzuhalten.
Gespräche mit lokalen Schlüsselpersonen 
zeigen, dass nicht nur die Governancefor-
schung die Frage stellt, wer sich in dem Feld 
klimarelevanter Aktivitäten tummelt und dort 
nach welchen Logiken handelt. Auch die Pra-
xisakteure selbst sind zunehmend daran inte-
ressiert, sich mit den Akteuren vor Ort ausein-
anderzusetzen – nicht zuletzt um ihr eigenes 
Handeln darauf abstimmen zu können. »Mit 
wem genau haben wir es zu tun?« ist die 
zentrale Frage, die in einzelnen Handlungs-
feldern wie bspw. dem Mietwohnungsbau 
gestellt wird. Der Bedarf, seine Zielgruppen 
genau zu kennen oder sich aus einem neu-
en Blickwinkel den Zielgruppen zu nähern, 
zeichnet sich deutlich ab. Das gilt bspw. auch 
für lokale Energieversorger und  dienstleister; 
der regelmäßige Kontakt zu Unternehmen 
sei besonders wichtig. »Wir wissen, welche 
Unternehmen sich für das Thema Energie-
effizienz interessieren, wir können mit Ideen 
oder neuen Produkten gezielt einige Unter-
nehmen ansprechen.« Eine bestehende Ver-
netzung, der direkte Draht zu potenziellen 
Interessenten kann den Vertrieb neuer Pro-
dukte und Dienstleistungen beschleunigen.
3.3 Eigene Motivation, Anreiz oder 
Zumutung?
Die Mehrzahl der Gesprächspartner geht 
davon aus, dass sich die stadtentwicklungs-
relevanten Akteure vor Ort über die Notwen-
digkeit einer klimafreundlichen Stadtentwick-
lung bewusst sind. »Es gibt immer einige der 
›ewig Gestrigen‹, die sagen, dass es keinen 
Klimawandel gibt. Aber die meisten sind sehr 
aufgeschlossen und sehen den Handlungsbe-
darf. Da ist eher fehlendes Geld hinderlich, 
weniger die Menschen.« Andere wünschen 
sich bei allen positiven Ansätzen »mehr Weit-
blick, mehr strategische Sichtweisen statt Fo-
kus auf das Tagesgeschäft. Man muss sehr 
viel Kraft und Zeit auf manche Themen ver-
wenden. (...) Bohren, bohren, bohren – an-
ders geht es nicht.« Nichtsdestotrotz wurde 
in vielen Gesprächen betont, dass sich in den 
letzten 10-15 Jahren viel im Bewusstsein getan 
hätte – sowohl bei den Bürgern, den Unter-
nehmen als auch bei den Politikern. Das lasse 
sich bspw. am konkreten Interesse an Ener-
gieeinsparung und Energieeffizienz ablesen.
Aktuelle Erfahrungen aus der Begleitung 
verschiedener Arbeitskreise zum Thema 
Energieeinsparung zeigen auch, dass die Mo-
tivationen der Beteiligten recht unterschied-
lich sein können: Manche sind wirklich in-
tensiv betroffen, für sie hat Energieeffizienz 
eine eigene Bedeutung. Das sei aber eher die 
Ausnahme. »Ein paar kommen, weil sie den-
ken, sie müssen kommen – wegen des offizi-
ellen Charakters, wenn z.B. die Stadt einlädt.« 
Andere kommen nur, weil es dem eigenen 
Image zuträglich ist. Da geht es mehr um das 
grüne Label, ein Etikett mit dem man sich 
gut darstellen kann. Wiederum andere sehen 
fiskalische Vorteile. Oftmals steht eben nicht 
das Thema Klima, sondern das Thema Kosten 
im Vordergrund. Das ist die wesentliche Moti-
vation, sich für Energieeffizienz einzusetzen. 
Und ganz genau so kann es auf der Gewinn- 
und Ertragseite bestellt sein: So hätten bspw. 
viele Investoren »klimaorientiertes Bauen 
bereits fest im Programm«, da sie hier ein 
wichtiges Geschäftsfeld sehen. Das habe auch 
seine Berechtigung, könnte aber ein Hemm-
nis sein, »sich ernsthaft und langfristig mit 
Energiefragen auseinanderzusetzen.«
Bei aller Verschiedenheit ist den Motiva-
tionen jedoch eines gemein: Die Teilnahme 
muss für den Einzelnen einen konkreten 
Nutzen haben. Zentral sind Fragen wie »Was 
habe ich davon, wenn ich zur nächsten Ar-
beitsgruppe gehe? Was habe ich davon, wenn 
ich mich stärker engagiere? Kommt da tat-
sächlich etwas für mich bei rum?« Egal ob 
kleine oder große Unternehmen oder Initia-
tiven: »Viele haben nicht die Kapazitäten, sich 
dauerhaft in einen Prozess einzubringen, der 
keinen direkten Nutzen stiftet.« Es gilt, An-
gebote zu schaffen bzw. Arbeitskreise so zu 
gestalten, dass sie den Beteiligten bei ihrer 
eigenen konkreten Arbeit dienen.
Ergänzend wurde im Workshop einver-
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nehmlich festgestellt: Für positives Handeln 
müssen positive Anreize gesetzt werden. Nur 
wenn es sich für den Einzelnen lohne, sprich 
in Form konkreter Einsparmöglichkeiten 
auszahle, werde tatsächlich gehandelt. Als 
Beispiel wurde das »Erneuerbare-Energien-
Gesetz« angeführt: »Plötzlich war Photovolta-
ik attraktiv.« Jeder denke nun mal zuerst an 
den eigenen Geldbeutel und individuelle Ein-
sparmöglichkeiten. Gleichwohl sich auch hier 
einzelne Hemmnisse abzeichnen: Hinderlich 
sind die Längen der Amortisierungszeiträu-
me: »Unternehmen zielen auf schnelle Pay-
back-Perioden: Energiespar-Investitionen 
müssen sich schnell, nach 2-3 Jahren, aus-
zahlen. Das ist bei Energieein-sparung nicht 
immer der Fall.« Ähnlich gelagert sind Inves-
titionshemmnisse für private Eigentümer im 
Wohnungsbestand: Sind die Hausbesitzer be-
reits älter, besteht oftmals keine Investitions-
bereitschaft mehr.
Im Workshop wurde in diesem Kontext 
auch die Frage aufgeworfen: »Was ist zumut-
bar?« Möchte man die Akteure in der bereits 
gebauten Stadt – Groß- wie Kleineigentümer, 
Selbstnutzer, Vermieter und Mieter – bspw. 
dazu bringen, den Bestand klimagerecht wei-
terzuentwickeln und zu nutzen, so ist man 
gut beraten, deren jeweiligen Ressourcen und 
Kapazitäten realistisch einzuschätzen. Hier 
wurde in den Workshop-Diskussionen ein 
Problem sichtbar, das in vielen Bereichen der 
Umweltpolitik – vom Flächenverbrauch bis 
zur energetischen Ertüchtigung des Gebäude-
bestandes – zu beobachten ist: Die Akteure, 
deren Handeln durch Anreize, Rahmenvor-
gaben etc. verändert werden soll, sind nicht 
immer wirklich bekannt und die staatlichen 
Strategien berücksichtigen ihre speziellen Si-
tuationen nicht angemessen. So wurde z.B. 
klar, dass Anreizprogramme für die energe-
tische Modernisierung von Wohngebäuden 
überall dort nicht greifen (können), wo es für 
die Eigentümer aus ökonomischen Gründen 
gar nicht möglich ist, diese Anreize aufzu-
nehmen. Viele Kleineigentümer decken bspw. 
ihren Lebensunterhalt durch Mieteinnah-
men; haben kaum Gelder für Investitionen. 
Wenn im kleinteiligen Wohnungsbestand 
zahlreiche Liegenschaften schon heute nicht 
mehr kostendeckend bewirtschaftet werden 
können, dann werden deren Eigentümer 
auch nicht auf staatliche Vorgaben reagieren. 
Insofern kommen die staatlichen Program-
me nur bei kapitalstarken Eigentümern (v.a. 
Unternehmen) und renditeträchtigen Bestän-
den an – und ver-fehlen damit die Breiten-
wirkung, die notwendig wäre, um tatsächlich 
klimawirksam zu handeln können (vgl. auch 
Fischer et al. 2010, Sauerborn 2005). Hier 
wurde vorgeschlagen, Eigentümer stärker 
zielgruppenorientiert anzusprechen – zum 
Beispiel entsprechend Lebenslagen, Einkom-
menssituationen, Alter oder Lebensstilen.
Bleibt an dieser Stelle zu resümieren: Will 
man von höherer Ebene aus Anreize schaf-
fen oder Förderungen auf den Weg bringen, 
so ist man gut beraten, sich intensiv mit den 
Handlungslogiken der Akteure zu befassen, 
die erreicht werden sollen. Hier gibt es deut-
lichen Nachholbedarf. Wer handelt nach wel-
cher Logik? Es ist stärker zu differenzieren, 
auf welche Impulse die verschiedenen selbst-
verantwortlichen Einzelentscheider reagieren 
und wie sich hingegen andere, in Netzwerke 
oder soziale Gruppen eingebundene Perso-
nen verhalten. Daneben ist immer wieder zu 
fragen: Wer fehlt? Welche Akteure bekommt 
man nur schwerlich ins Boot? Was genau 
brauchen diese, damit sie aktiv werden? 
4 Einschätzungen zwischen Wissen und 
Nicht-Wissen 
Eine wichtige Voraussetzung für Anpassun-
gen an Klimaänderungen und deren Folgen 
ist die des Wissens: Hier prallen offensicht-
lich in der großen Weltpolitik wie in den klei-
nen kommunalen Wirklichkeiten zwei Mei-
nungen aufeinander... 
4.1 Unsicherheiten. Eigene Nicht-
Betroffenheit.
So hieß es im Workshop, man wisse (noch) 
nicht genug, um zielgerichtet handeln zu 
können. Und: Vieles sei noch zu ungewiss, 
insbesondere dort, wo es um Klimaanpassung 
gehe. Beispielsweise seien die Unsicherhei-
ten hinsichtlich der Ursache-Wirkungsrela-
tionen, Wirkungsketten, der genauen Veror-
tung und des Ausmaßes der Veränderungen 
erheblich. Und so gäbe es »alle möglichen 
Szenarien, die sehr unterschiedlich sind.« 
Dem wird entgegen gehalten: Seit Jahren sei-
en die Ursachen der Erderwärmung bekannt 
und mithin auch die notwendigen Folgerun-
gen für das Handeln auf allen Ebenen. Un-
strittig stünden Vermeidung und Minderung 
an erster Stelle der Agenda – und es gelte, mit 
entschlossenem Handeln nicht länger zu war-
ten. Verbleibende Restunsicherheiten seien 
kein wirkliches Problem: zum einen seien die 
grundsätzlichen Aufgaben absehbar, zum an-
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deren müssten Planung wie Politik auch unter 
Unsicherheitsbedingungen handlungsfähig 
sein bzw. werden. Derzeit entsteht in einigen 
Städten eher der Eindruck, dass Entschei-
dungsträger sich dieser Herausforderung 
entziehen, indem Unsicherheitsargumente 
vorgeschoben, Beschlüsse hinausgeschoben 
sowie Maßnahmen verzögert werden.
Hier scheint sich ein wichtiges Diskussi-
ons- und Lernfeld abzuzeichnen: Wie kann 
Planen und Handeln unter Unsicherheitsbe-
dingungen bewerkstelligt werden? Wie sehen 
flexible Lösungsstrategien aus und welche 
Maßnahmen und Vorhaben erlauben – je 
nach Entwicklungsverlauf – nachzujustieren 
und Anpassungen vorzunehmen?
Neben all dem ist zu fragen: Liegt das Ent-
scheiden unter Unsicherheitsbedingungen 
wirklich so fernab des kommunalen Steu-
erungsalltags? Oder gibt es nicht doch auch 
Handlungsbereiche in denen Entscheidun-
gen getroffen werden, ohne dass man weiß, 
wie die weiteren Entwicklungen von statten 
gehen werden. Passiert dergleichen zum 
Beispiel nicht täglich im Wirtschaftsbereich? 
Auch hier kann keiner mit Sicherheit vorher-
sagen, wie sich bestimmte Wirtschaftszweige 
entwickeln, wie es um die Nachfrage nach 
diesem Gut oder jener Dienstleistung in den 
nächsten Jahren bestellt ist oder ob ein neu-
es Produkt am Markt tatsächlich ankommt. 
Auch kommunale Wirtschaftsförderung und 
Liegenschaftspolitik scheinen diesbezüglich 
in Übung zu sein: Für die Ausweisung neuer 
Gewerbegebiete bei unsicherer Wirtschafts-
entwicklung gibt es sonst kaum eine andere 
Erklärung, als die, dass man sehr wohl den 
Mut hat, bei nicht vollständiger Informati-
onslage einen Beschluss zu fassen. Und ähn-
lich sieht es bei der Baurechtschaffung für 
neue Wohngebiete unter demographischen 
Schrumpfungsbedingungen aus. Allerdings 
scheint man sich in diesen Situationen die 
Tatsache der praktizierten Entscheidungsfin-
dung unter Unsicherheitsbedingungen nicht 
wirklich bewusst zu machen oder machen zu 
wollen... Wie dem auch sei: Mit dem Bedarf 
nach einer sicheren Informationsgrundlage 
scheint recht selektiv umgegangen zu wer-
den.
Die Aachener Interviews mit Entschei-
dungsträgern zeigten darüber hinaus, dass 
durchgehend zwar dem Klimaschutz eine 
große Bedeutung beigemessen wird, aller-
dings nicht in gleichem Maße Anpassungsbe-
darfe an klimatische Veränderungen vor Ort 
gesehen werden. Das gilt sowohl für private 
wie öffentliche Akteure – mit einem bedeut-
samen Klimawandel im eigenen Lebensraum 
rechnen eher wenige: »Ich sehe da keine 
aktuelle Anpassungsnotwendigkeit – weder 
jetzt noch in absehbarer Zukunft. Das was zu 
erwarten ist – Sturm, Hagel, Überflutung – 
ist bei uns hier nicht so dramatisch. Wir sind 
da nicht nachhaltig betroffen.« Oder: »Da 
seh ich keine Gefahr. Hier gibt es keine ab-
sehbaren Klimaauswirkungen, wir müssen 
nicht unmittelbar Vorkehrungen treffen, wie 
besondere Bauweisen, Dächer mit Extra-Ver-
ankerung, Überflutungsbereiche o.ä. (...) Es 
macht keinen Unterschied, ob es in Aachen 
in den nächsten hundert Jahren fünf Grad käl-
ter oder wärmer ist. In südlichen Ländern ist 
das bestimmt extremer.« Dementsprechend, 
so wurde berichtet, sei auch bei der Mehrzahl 
Aachener Unternehmen Anpassungsaufga-
ben aktuell noch kein Thema, weder in den 
jeweiligen Geschäftsfeldern noch hinsichtlich 
der Ausstattung eigener Gebäude oder der 
Arbeits-bedingungen für Mitarbeiter.
Neben diesen Einschätzungen gibt es ver-
einzelt auch Mutmaßungen zu anstehenden 
Veränderungen: Erwartet werden Starkregen, 
Sturm(schäden) und mehr Hitzetage. Ggf. sei 
zukünftig bei länger anhaltender Hitze auf-
grund steigender Kühlleistungen mit neuen 
Lastspitzen im Stromverbrauch zu rechnen. 
Hier sei gegebenenfalls eine Anpassung not-
wendig, um die Versorgung auch bei Extrem-
wetter zu gewährleisten. Ausbaumaßnahmen 
stehen auch bei Regerückhaltebecken an. Da-
rüber hinaus gab es kaum Hinweise auf kon-
krete Umbau- oder Ausbaunotwendigkeiten 
von Infrastrukturen. »Unsere Infrastruktu-
ren müssen ja so oder so wetterfest sein. Die 
sind sehr robust und wenig verwundbar.« Ob 
sich diese Ein-schätzung bewahrheitet, bleibt 
abzuwarten.
Der Tenor ist, dass die Auseinanderset-
zung mit Klimaanpassung schwierig sei, so-
lange die Wirkungen nicht lokal spürbar sind. 
»Das folgt einem ganz einfachen Rezept, das 
ist genau so wie bei der Demographie: Seit 
Jahren ist das ein großes Thema, man kann 
es teils schon nicht mehr hören. Doch Druck 
entsteht erst, wenn die Probleme da sind, 
wenn den Ersten die Dächer wegfliegen oder 
wenn Firmen kein Personal finden, weil ihre 
Räume zu heiß sind. (...) Erst dann wird über 
Alternativen nachgedacht, wie bspw. andere 
Bauweisen.« Eine weitere Einschätzung zielt 
in die gleiche Richtung: »Das wird dann ein 
Thema werden, wenn die Probleme nicht nur 
vor der Tür, sondern bereits hinter der Tür ste-
hen. (...) wenn wir sie am eigenen Leib spüren 
– das ist rein menschlich.« Es scheint, als be-
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dürfe es lokaler Extrema, um Handlungsbe-
darf zu erkennen und Handlungsbereitschaft 
zu entfalten: »Man hat die Dramatik nicht 
direkt vor Augen stehen und das verlang-
samt sicher das Handeln. (...) Und: So lange 
es nicht ganz dramatisch ist, ist man eher 
kompromissbereit bei Entscheidungen.« Ein-
mal mehr sind hier auch Kostenaspekte aus-
schlaggebend. Kleinere Unternehmen und 
Handwerksbetriebe haben nur geringe Inves-
titionsspielräume. »Da wird erst gehandelt, 
wenn ein Problem wirklich da ist und nicht 
im Vorhinein, wenn es noch Unwägbarkeiten 
gibt. Und auch dann erst, wenn die entspre-
chende Technik ausgereift und am Markt ist.«
4.2 Abwägen. Prioritäten setzen.
Solange sich Ursache und Wirkung nicht ge-
meinsam und unmittelbar vor Ort ablesen 
lassen, Folgen nicht lokal spürbar sind, ist es 
schwierig, klimaorientiertes Handeln in der 
Breite auf den Weg zu bringen. Auch wenn 
das allgemeine Bewusstsein und der Kennt-
nisstand bei vielen Akteuren da seien, gäbe 
es eben immer auch noch andere Interessen 
und Prioritäten, die höher gewichtet werden. 
So wird z.B. bei Maßnahmen zur Stärkung 
des Umweltverbundes wieder und wieder die 
Erfahrung gemacht: »Die Erkenntnis, dass 
sich etwas ändern muss ist da. Aber immer 
wenn eine konkretes Vorhaben, zum Beispiel 
ein Beschluss zur Stärkung des Busverkehrs, 
ansteht, dann kommt die große Zurückhal-
tung.« In der konkreten Entscheidungssitua-
tion werden andere Aspekte höher bewertet, 
soll den Autofahrern bspw. kein Straßenraum 
zugunsten weiterer Busse genommen wer-
den, scheint es unmöglich mit Blick auf die 
Nutzungskonkurrenzen im innerstädtischen 
öffentlichen Raum einen Platz für Fahrradbo-
xen zu finden usw.
Ebenso gibt es im Privatleben ein kontinu-
ierliches Abwägen, bewusst oder unbewusst. 
Wird bspw. das lang ersehnte Eigenheim 
gebaut, so ist zu entscheiden, wieviel wofür 
ausgegeben werden soll. Hier sei zu beob-
achten, so eine Gesprächspartnerin, dass an 
einer teuren Ausstattung oftmals nicht ge-
spart werde: repräsentative Einfahrten, groß 
dimensionierte Wohnräume, hochwertige 
Amaturen usw. – all das werde angeschafft, 
gleichzeitig aber an ökologischer Bautechnik 
oder der Nutzung regenerativer Energien 
gespart. Nachhaltige Lebensweisen werden 
nicht gleichermaßen hoch bewertet wie ma-
terielle Dinge. Hier wäre es wünschenswert, 
wenn das Geld nach anderen Prioritäten aus-
gegeben würde.
Neben der spezifischen Gewichtung von An-
liegen sind auch Ängste vor Veränderungen 
erheblich. Das gilt z.B. für manch eine ver-
kehrspolitische Entscheidung: »Bislang funk-
tioniert es, vielleicht mehr schlecht als recht, 
aber es funktioniert. (...) Man hat Angst vor 
einer schlechten Presse, falls bei einer Ver-
änderung Probleme auftreten und dann lässt 
man es lieber so wie es ist.« Von anderer Seite 
wurde Verhalten dieser Art auch erklärt mit 
dem »UrWunsch, es so zu machen wie es im-
mer war.« Man traue neuen Dingen nicht so 
über den Weg. Jede Veränderung ist zudem 
mit Anstrengungen verbunden. Das gilt auch 
für individuelle Verhaltensmodifikationen, 
die dem Klima zugute kämen: »Die eigene 
Bequemlichkeit hindert uns, Dinge zu tun, 
die wir eigentlich gerne tun würden.« So wäre 
manch einer bspw. grundsätzlich bereit, mit 
dem Fahrrad zur Arbeit zu fahren, aber so-
bald es regnet, eine sperrige Tasche ins Spiel 
kommt oder die Frisur dem Wetter nicht 
Stand hält, sitzt man doch wieder im Auto.
So unterschiedlich wie die Motivationen 
für das eigene Verhalten und die Interessen 
in der räumlichen Entwicklung sind, so ver-
schieden können auch die Bewertungen von 
ein und derselben Maßnahme sein. Was für 
den einen ein großer Schritt in Sachen Kli-
maschutz oder -anpassung ist, reicht dem an-
deren längst nicht aus. Wo Einzelne den Ein-
druck haben, enorme Hürden überwunden 
und ein tolles Projekt auf den Weg gebracht 
zu haben, fragen sich andere, ob das schon 
alles gewesen sein soll... Divergierende Wahr-
nehmungen dieser Art werden auch in der 
Stadtplanung und der Siedlungsentwicklung 
augenscheinlich. Nach Aussagen der kom-
munalen Akteure sind Klimafragen in die-
sem Handlungsbereich fest verankert: »Bei 
jeder Fläche stellen wir uns die Frage: Was be-
deutet das für das Stadtklima?« Dabei sei es 
heute einfacher als noch vor einigen Jahren, 
Klimaaspekte durchzusetzen. Die Akzeptanz 
für nicht bebaubare Klimazonen in der Fläche 
ist da. Und das ist wichtig: Die topographisch 
bedingte Kessellage des Aachener Stadtgebie-
tes erfordert in besonderem Maße, Kaltluft-
schneisen und Frischluftzufuhr zu gewähr-
leisten. Dazu kommt es auf die Stellung jedes 
einzelnen Baukörpers an. »Das hört sich im 
Einzelfall kleinkariert an, macht aber in der 
Summe der Maßnahmen das Klima unserer 
Stadt aus.« Andere Akteure gehen hier viel 
weiter: Sie fordern dazu auf, die Bautätigkei-
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ten insgesamt zu überdenken, denn letztend-
lich wäre jede weitere Flächenversiegelung 
schädlich. Viel konsequenter als bislang sei 
das Augenmerk auf den Bestand und seine 
Weiterentwicklung zu richten. 
Für die Ausrichtung der mittel- und lang-
fristigen Stadtentwicklung sind insbesonde-
re Planwerke, die aktuell neu auf den Weg 
gebracht werden, essentiell. Derzeit werden 
in Aachen der Flächennutzungsplan fort-
geschrieben und ein Masterplan »Aachen 
2030« entwickelt. Beide Vorhaben sollen der 
gesamtstädtischen räumlichen Entwicklung 
Orientierung geben und dabei auch klimar-
elevante Aspekte berücksichtigen. So sehen 
es die befragten öffentlichen Akteure. Fer-
ner gehen sie davon aus, dass sie ihre Steu-
erungsmöglichkeiten für eine klimafreund-
liche und -angepasste Stadtentwicklung bei 
der Aufstellung von Bebauungsplänen nut-
zen: Über die B-Pläne werden zum Beispiel 
Ausrichtung und Höhe der Gebäude festge-
legt, Solarnutzungen ermöglicht oder kleine 
Grünräume eingeplant. Ebenfalls würden 
städtische Grundstücke nach entsprechen-
den Auflagen vergeben (Verwendung ökolo-
gischer Baustoffe, Energieeinsparung u.a.), 
wobei die Anforderungen im Kaufvertrag 
festgeschrieben werden. Auch hier gehen 
einzelne Interessengruppen davon aus, dass 
die Bemühungen richtig und gut, aber eben 
nicht ausreichend sind. So müsse vor allem 
mehr für die Durchgrünung der Stadt und 
die Grünverbindungen getan werden. Diese 
Notwendigkeit wird seitens der städtischen 
Akteure ebenfalls gesehen – der Wille sei da, 
die Mittel aber nicht, insbesondere die Pflege 
von weiteren Grünanlagen und -flächen ist 
dauerhaft nicht leistbar.
5 Resümee
Es ist festzuhalten, dass die Einschätzungen 
hinsichtlich des Anpassungsbedarfs in Aa-
chen im Gegensatz zur breiten Anerkennung 
der Notwendigkeit zum Klimaschutz weiter 
auseinandergehen: So gibt es für die Einen in 
Aachen keinen spürbaren Klimawandel, für 
Andere wenige, aber keine dramatischen Ver-
änderungen und für Dritte zwar keinen aktu-
ellen, jedoch in Zukunft absehbaren Hand-
lungsbedarf.
Auf die Frage nach hemmenden Fakto-
ren für klimapolitische Bemühungen in der 
Stadtentwicklung wird von allen Seiten das 
fehlende Geld beklagt. Das Wissen sei im 
Großen und Ganzen da, aber die Mittel fehl-
ten, um weitere Maßnahmen auf den Weg 
bringen zu können. Dass es um den öffentli-
chen Haushalt nicht gut bestellt ist, ist allge-
mein bekannt. Obschon zu diskutieren wäre, 
ob die Verwendung vorhandener Mittel nicht 
dennoch einer bestimmten Prioritätenset-
zung unterliegt, die ggf. zu überdenken wäre. 
Einer derartigen Auseinandersetzung könnte 
eine zentrale Frage Anschubkraft verleihen: 
Wie hoch ist die Finanzierung prä-ventiver 
Maßnahmen gegenüber eines reaktiven Agie-
rens? Zu diesem Zweck ist vor Ort genau zu 
erfassen, welche durch den Klimawandel aus-
gelösten Folgekosten sich durch frühzeitiges 
Handeln vermeiden lassen.
Auf die zu hohe Kostenlast wird ebenfalls 
regelmäßig verwiesen, wenn außergewöhnli-
che Ideen bzw. Projekte, die nicht dem »Main-
stream« entsprechen, ausgebremst werden. 
Das gilt für öffentliche Akteure, bspw. in der 
Stadtplanung, die für sich kaum die Möglich-
keit sehen »auch mal ein innovatives Wohn-
projekt starten zu können, bei dem noch 
nicht 100% klar ist, wie es läuft.« Hier wird 
der Wunsch nach mehr Experimentierräu-
men offenkundig: »Um neue Lösungen zu 
finden, muss man auch mal etwas ausprobie-
ren können, lernen flexibel zu reagieren oder 
nachzusteuern.« Gewünscht werden intellek-
tuelle wie faktische Experimentierräume, die 
u.a. mehr Raum für Gespräche mit ganz ver-
schiedenen Akteuren bieten. Darüber ließen 
sich gegebenenfalls auch neue Energien frei-
setzen. Es wurde bedauert, dass das Alltags-
geschäft mit seinen Zeit-, Sach- und Haus-
haltszwängen dieses zumeist nicht hergebe. 
Gleichermaßen diktieren insbesondere bei 
kleinen Unternehmen, z.B. im Handwerk, 
die Kosten sehr genau was geht und was nicht 
geht. Hier werden bspw. neue Techniken in 
den Bereichen Energieeffizienz und Energie-
einsparung erst angewendet, wenn sich ihre 
Notwendigkeit als überaus deutlich und hand-
fest herausgestellt hat und darüber hinaus die 
Produkte bzw. Dienstleistungen Marktreife 
erreicht haben. Dadurch würden viele klimar-
elevante Neuerungen verlangsamt.
Der Zeitbedarf macht auch vielen enga-
gierten lokalen Akteure zu schaffen. Nach 
ihrer Einschätzung dauert es sehr lange, Kli-
mathemen vor Ort zu etablieren sowie ent-
sprechende Strukturen, Prozesse und Projek-
te anzuschieben. Vor dem Hintergrund wurde 
mehrfach der Wunsch nach Rahmenbedin-
gungen, die über längere Zeiträume konstant 
bleiben, geäußert – mit Blick auf Gesetzesla-
gen oder Förderbedingungen übergeordneter 
Ebenen wie Land, Bund, KfW u.a. »Das ewige 
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politische Hin und Her« sei fatal für Unter-
nehmen und Entwicklungen, die sich Mitiga-
tions- und Adaptionsaufgaben widmen.
Da es teilweise Zeiträume von mehreren 
Jahren oder Jahrzehnten einnimmt, um be-
stimmte Umweltthemen aus ihrem Nischen-
dasein zu befreien, sollte diese Zeit auch 
genutzt werden, um inne zu halten und zu-
rückzublicken. Damit sind wir noch einmal 
bei den eingangs beschriebenen Persisten-
zen angekommen: Z.B. wurde in den letzten 
Jahren auf verschiedenen Wegen versucht, 
individuellen Wünschen alternative Konzepte 
gegenüberzustellen – vom autofreien Woh-
nen über der Bewerbung der Vorzüge inner-
städtischen Wohnens bis hin zu Co2-armen 
Touristikangeboten. Abgesehen von kleineren 
Erfolgen sind größere Durchbrüche oder ein-
schlägige Veränderungen und Trendwenden 
bei den Lebens- und Konsum-gewohnheiten 
kaum zu verzeichnen. Woran liegt das? Und: 
Wieso gibt es nicht mehr Untersuchungen 
zu gescheiterten Projekten bzw. zu Projekt-
verläufen, die zwar im Kleinen bzw. kurzfris-
tig erfolgreich waren, sich aber nicht in der 
Breite bzw. langfristig umsetzen oder verste-
tigen ließen. Was waren die Mängel dieser 
Konzepte? Was können wir daraus lernen? 
Hier ist auch vorhandenes »Erfahrungswis-
sen« aufzudecken und nutzbar zu machen, 
bspw. Kenntnisse aus den Lokale Agenda-
21-Prozessen und vergangener Nachhaltig-
keitsbemühungen der 1990er Jahre. Darüber 
hinaus wäre für einen Erkenntnisfortschritt 
besonders wichtig zu wissen, weshalb be-
stimmte Akteure nicht bereit sind diese oder 
jene Maßnahme zu ergreifen. Obschon es 
schwierig zu sein scheint, eben genau mit 
diesen »Nicht-Aktiven« in einen Dialog zu 
entsprechenden Fragen zu treten. Hier ist die 
Forschung gefragt, ihren Beitrag zur Erkennt-
nisgewinnung zu leisten. Es gilt, Potenziale 
bei einzelnen Akteuren oder Akteurskons-
tellationen sowie Anknüpfungspunkte und 
Defizite zu erkennen. Da bereits festzustellen 
war, dass alle einen Beitrag leisten können 
bzw. müssen, alle Akteure der Stadtentwick-
lung auch klimarelevante Akteure sind, tut 
sich hier ein weites Feld auf. Und genau hier 
liegt ein wesentlicher Knackpunkt: »Es sind 
alle verantwortlich und dadurch auch wieder 
keiner so richtig.«
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